


SEITE 2 VON 2 Nach Auffassung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland begründet der Gesetzent-

wurf in der vom Deutschen Bundestag beschlossenen Fassung (Bundestagsdrucksache 

17/12534) keine Verpflichtung einer Notifizierung nach der Richtlinie 98/34/EG. 

Art. 8 der Richtlinie schreibt die Notifizierung von Entwürfen technischer Vorschriften vor. 

Gemäß Art. 1 Abs. 11 der Richtlinie sind technische Vorschriften „technische Spezifikationen 

oder sonstige Vorschriften oder Vorschriften betreffend Dienste“, deren Beachtung für das 

Inverkehrbringen, die Erbringung des Dienstes, die Niederlassung eines Erbringers von 

Diensten verbindlich ist. Eine Definition des Begriffs „Vorschriften betreffend Dienste“ ist in 

Art. 1 Nr. 5 der Richtlinie enthalten. Hiernach „betrifft“ eine Vorschrift Dienste nach Art. 1 Nr. 

2 der Richtlinie dann, wenn es sich um eine allgemein gehaltene Vorschrift über den Zugang 

zu den Aktivitäten der genannten Dienste und „über deren Betreibung" handelt, unter Aus-

schluss von Regelungen, die nicht speziell auf die definierten Dienste abzielen. Insbesonde-

re zählen hierzu Bestimmungen über die Erbringer von Diensten, die Dienste selbst und die 

Empfänger von Diensten.  

Das Gesetzgebungsvorhaben zur Einführung eines Leistungsschutzrechts für Presseverle-

ger zielt nicht speziell auf Dienste der Informationsgesellschaft im Sinne der Richtlinie 98/34 

EG ab. Im deutschen Urheberrechtsgesetz soll mit dem neuen § 87f ein neues Ausschließ-

lichkeitsrecht für Presseverleger begründet werden, um zu gewährleisten, dass Presseverla-

ge im Online-Bereich nicht schlechter gestellt sind als andere Werkvermittler. Die Begrün-

dung eines Ausschließlichkeitsrechts als absolutem Recht wirkt gegenüber jedermann und 

ist damit keine spezielle Regelung im Sinne der Richtlinie. Das neue Ausschließlichkeitsrecht 

wird in der vom Deutschen Bundestag beschlossenen Fassung in engen Grenzen gewährt: 

Danach haben Hersteller von Presseerzeugnissen das ausschließliche Recht, das Presseer-

zeugnis oder Teile hiervon zu gewerblichen Zwecken öffentlich zugänglich zu machen, es sei 

denn, es handelt sich um einzelne Wörter oder kleinste Textausschnitte. Die vom Deutschen 

Bundestag beschlossene Fassung, die einzelne Wörter oder kleinste Textausschnitte („Snip-

pets“) generell vom Schutz durch das neue Leistungsschutzrecht ausnimmt, soll sicherstel-

len, dass Suchmaschinen und Aggregatoren weiterhin ihre Suchergebnisse bezeichnen kön-

nen, ohne gegen das neue Ausschließlichkeitsrecht der Pressverleger zu verstoßen (vgl. 

Bundestagsdrucksache 17/12534, S. 6, linke Spalte). Auch durch die weiteren Einschrän-

kungen dieses Rechts im neuen § 87f Abs. 4 werden weder der Betrieb von Suchmaschinen 

noch der Zugang als solcher geregelt.  

Die Gesetzesänderung wurde am 1. März 2013 vom Deutschen Bundestag verabschiedet. 

Der Bundesrat war noch nicht mit der Gesetzesänderung befasst.  


